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Komplexe Situation bezüglich Unterhaltsfestlegung
Sachverhalt

Das 6-jährige Kind einer nicht verheirateten 22-jährigen Mutter lebt seit seiner Geburt bei der Grossmutter mütterlicherseits. Ein Pflegevertrag wurde bis heute nicht abgeschlossen und es wurde auch kein Pflegegeld vereinbart oder eine Pflegekinderbewilligung erteilt. Faktisch ist bis heute mehrheitlich die Grossmutter für den Unterhalt des Kindes aufgekommen. Sie lebt mit ihrem nicht erwerbstätigen Lebenspartner zusammen und ist voll erwerbstätig. Sie ist ebenfalls suchtgefährdet (Alkohol).Es ist nicht klar, wer das Kind während ihrer beruflich bedingten Abwesenheit betreut.

Das Kindesverhältnis zum Vater wurde durch Anerkennung hergestellt und es besteht ein von der VB genehmigter Unterhaltsvertrag, in dem sich der Vater zu Unterhaltszahlungen von zur Zeit Fr. 222.- mtl. verpflichtet hat. Die Mutter wurde bis heute zu keinem Unterhaltsbeitrag verpflichtet. Sie hat keine Ausbildung, ist nicht erwerbstätig und suchtgefährdet (Drogen).Bis heute wird sie nicht von der Sozialhilfe unterstützt sondern „mischelt“ sich irgendwie durch.

Die Unterhaltsbeiträge des Vaters gehen unregelmässig ein. Die Kinderzulagen wurden eine Zeitlang durch die Grossmutter bezogen, zur Zeit von niemandem. Der Vater ist nach vorübergehender Arbeitslosigkeit wieder erwerbstätig und bekundet die Absicht, wieder Unterhaltsbeiträge zu bezahlen, und er trägt sich mit dem Gedanken, die elterliche Sorge zu beantragen. Die Mutter, hat einen Antrag auf Alimentenbevorschussung gestellt.

Die Fragestellerin, Sachbearbeiterin Alimentenhilfe eines kommunalen Sozialdienstes, erkundigt sich,

· wer Anspruch auf Alimentenbevorschussung habe und welche Einkommensverhältnisse als Grundlage für die Abklärung der Voraussetzungen herangezogen werden müssten

· ob die Mutter zu einem Unterhaltsbeitrag verpflichtet werden müsse

· ob das Pflegeverhältnis geregelt werden müsse.

Erwägungen

Alimentenbevorschussung

Die Alimentenbevorschussung ist ein sozialhilfeähnliches Institut des kantonalen Rechts. Es sichert dem Kind, das über einen rechtskräftigen Unterhaltstitel verfügt, dessen Unterhaltsbeiträge jedoch nicht, nicht rechtzeitig oder unregelmässig eingehen, den im Unterhaltstitel festgelegten Unterhaltsbeitrag. Die Voraussetzungen und die maximale Höhe der Bevorschussung sind in kantonalen Erlassen geregelt. Massgebend sind jedoch insbesondere die Einkommens- und Vermögensverhältnisse des anderen Elternteils, der ebenfalls einen Beitrag zum Unterhalt des Kindes leisten muss.

Rechtsstellung der Grossmutter
Die Grossmutter trifft keine Unterhaltspflicht, sondern allenfalls eine Verwandtenunterstützungspflicht (Art. 328f. ZGB).. Ihr grundsätzlicher Anspruch auf ein Pflegegeld wird durch die Vermutung der Unentgeltlichkeit, die für nahe Verwandte gilt, relativiert (Art. 294 ZGB).

Rechtsstellung des Vaters
Der Vater kann grundsätzlich den Antrag auf Uebertragung der elterlichen Sorge stellen. Voraussetzung ist jedoch, dass die Mutter aus wichtigen Gründen um Entzug der elterlichen Sorge nachsucht (Art. 312 Ziff. 1 ZGB oder dass die Voraussetzungen gemäss Art. 311 ZGB für einen Entzu gder elterlichen Sorge durch die Aufsichtsbehörde gegeben sind.

Rechtsstellung der Mutter
Die Mutter hat einen Beitrag an den Unterhalt des Kindes zu leisten. Falls dies, wie im vorgebenen Fall nicht durch Betreuung des Kindes geschieht, ist ebenfalls ein nach ihrer Leistungsfähigkeit zu bemessender Unterhaltsbeitrag festzusetzen. Wenn sie kein Einkommen erzielt, ihr aber eine Erwerbstätigkeit zuzumuten und diese auch realistisch ist, kann von einem hypothetischen Einkommen ausgegangen werden. Für die Festsetzung ist, falls keine Vereinbarung zustande kommt, allein das Gericht zuständig (Art. 279 ZGB).Sie ist als Inhaberin der elterlichen Sorge legitimiert, die Alimentenbevorschussung zu beantragen. Falls befürchtet wird, sie verwende das Geld nicht für den Unterhalt des Kindes, kann der bevorschusste Unterhaltsbeitrag derjenigen Person ausbezahlt werden, die faktisch für den Unterhalt aufkommt, im vorliegenden Fall die Grossmutter.
Schlussfolgerungen

Die geschilderte Problemsituation ist ausserordentlich komplex. Rechtlich und sozialarbeiterisch gilt es vieles zu klären und zu regeln. Es besteht offensichtlich eine Gefährdungssituation für das Kind: der Unterhalt ist nicht abschliessend geregelt, die altersgemässe Betreuung ist nicht gewährleistet. Die Lebenssituation beider Eltern ist problematisch oder mindestens nicht genügend geklärt. 
In dieser Situation ist unbedingt eine Beistandschaft nach Art. 308 Abs. 2 ZGB für das Kind zu errichten und der Beistand oder die Beiständin zu beauftragen:

· den Unterhalt des Kindes zu sichern (ALB, Unterhaltsverpflichtung der Mutter)

· die Betreuungssituation des Kindes abzuklären (bestehendes Pflegeverhältnis überprüfen)

· die Voraussetzungen für eine allfällige Uebertragung der elterlichen Sorge auf den Vater zu prüfen 

Es handelt sich um eine ausserordentlich anspruchsvolle Aufgabe, die nur einer professionellen Fachkraft übertragen werden sollte.   

  
Luzern, 18.12.03 Christoph Häfeli
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